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Oberste Finanzbehörden 
der Länder 

Bundeszentralamt für Steuern 

- E-Mail-Verteiler U 1 -

BETREFF   Umsatzsteuer; 
Änderungen im Vorsteuer-Vergütungsverfahren  zum 1. Januar 2020  

GZ   III C 3  - S 7359/19/10010 :001  
DOK 2020/0461613 

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Durch Artikel 12 Nummern 11 bis 13 und 20 sowie Artikel 15 Nummern 9 und 10 i. V. m. 
Artikel 39 Absatz 2 des Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2451) wurden mit Wirkung zum 1. Januar 2020 § 15 Absatz 4b, § 16 Absatz 2 Satz 1, § 18 
Absatz 9, § 27 Absatz 28 UStG sowie § 59 Satz 2 und § 61 Absatz 5 Satz 2 bis 4 UStDV 
geändert bzw. eingefügt. 

Der Anwendungsbereich von § 15 Abs. 4b UStG wurde nach der Gesetzesbegründung zur 
Vermeidung von Missbrauchsfällen erweitert. Diese können auftreten, wenn die Einschrän-
kungen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens in Bezug auf die erforderliche Gegenseitigkeit 
und den Vorsteuerausschluss bei Kraftstoffen durch einen unrichtigen bzw. unberechtigten 
Steuerausweis nach § 14c Abs. 1 bzw. Abs. 2 UStG und den Bezug einer unter § 13b UStG 
fallenden Leistung umgangen werden sollen. 

Nach der Verwaltungsauffassung in Abschnitt 18.15 Absatz 1 Satz 2 des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses (UStAE) können im Ausland ansässige Unternehmer, die die Vorausset-
zungen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens erfüllen und Umsatzsteuer im allgemeinen 
Besteuerungsverfahren (z. B. nach § 14c Abs. 1 UStG) schulden, die Vergütung der Vorsteu-
erbeträge abweichend von § 16 Abs. 2 Satz 1 UStG nur im Vorsteuer-Vergütungsverfahren 
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Seite 2 geltend machen. Diese Verwaltungsregelung wurde nunmehr inhaltlich in § 18 Absatz 9 
Satz 3 UStG übernommen. 

Durch die Änderung des § 59 Satz 2 UStDV wurde die Definition eines im Ausland ansässi-
gen Unternehmers an das EuGH-Urteil vom 25. Oktober 2012 - C-318/11 und C-319/11 -
angepasst. Nach der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Formulierung war ein im Ausland 
ansässiger Unternehmer u. a. ein Unternehmer, der ausschließlich eine Betriebsstätte im 
Inland hat, von der aus keine Umsätze ausgeführt werden, aber im Ausland seinen Sitz, seine 
Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte hat, von der aus Umsätze ausgeführt werden. Nach 
Rz. 43 des EuGH-Urteils vom 25. Oktober 2012 - C-318/11 und C-319/11 - ist das tatsäch-
liche Bewirken steuerbarer Umsätze im Mitgliedstaat der Erstattung die allgemeine Voraus-
setzung für den Ausschluss eines Erstattungsanspruchs, ob der antragstellende Steuerpflich-
tige in diesem Mitgliedstaat eine feste Niederlassung hat oder nicht. Unter Berücksichtigung 
dieses Grundsatzes führt eine inländische Betriebsstätte nur zum Ausschluss eines Unterneh-
mers vom Vorsteuer-Vergütungsverfahren, wenn die inländische Betriebsstätte im Inland 
steuerbare Umsätze ausführt. 

§ 61 Absatz 5 UStDV regelt, dass der nach § 18 Absatz 9 UStG zu vergütende Betrag nach 
Ablauf einer bestimmten Frist zu verzinsen ist. Durch die Änderung von § 61 Absatz 5 Satz 2 
bis 4 UStDV wurde der Beginn des Zinslaufs einheitlich an den Wortlaut der Richtlinie 
2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer 
gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. L 44 vom 20.2.2008, S. 23) angepasst. 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass vom 1. Oktober 2010 (BStBl I S. 846), der 
zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 24. März 2020 - III C 3 - S 7172/19/10002 :003 
(2020/0080945) -, BStBl I S. 291 geändert worden ist, wie folgt geändert: 

1. Abschnitt 13b.15 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Für Unternehmer, die nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässig sind und die nur Steuer 
nach § 13b Abs. 5 UStG, nur Steuer nach § 13b Abs. 5 und § 13a Abs. 1 Nr. 1 in 
Verbindung mit § 14c Abs. 1 UStG oder nur Steuer nach § 13b Abs. 5 und § 13a 
Abs. 1 Nr. 4 UStG schulden, gelten die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 
UStG entsprechend (§ 15 Abs. 4b UStG).“ 

2. Abschnitt 18.7a Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2In diesen Fällen sind die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 UStG 
nicht anzuwenden (§ 18 Abs. 9 Satz 7 UStG).“ 



 
     

    
 

  
 

    
   

  
  

 
 

   
 

   
     

  
 

 
  

 
 

   
 

  
   
    

 
     

 
   

   
 

   
 

   
 

 
   

   
   

 
   

 
    

    
 

  

 
 

 
 

Seite 3 b) In Satz 4 wird die Angabe „§ 18 Abs. 9 Sätze 4 und 5 UStG“ durch die Angabe 
„§ 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 UStG“ ersetzt. 

3. Abschnitt 18.10 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Ein Unternehmer ist bereits dann im Inland ansässig, wenn er eine inländische 
Betriebsstätte hat und von dieser im Inland steuerbare Umsätze ausführt (vgl. EuGH-
Urteil vom 25. 10. 2012, C-318/11 und C-319/11); die Absicht, von dort Umsätze aus-
zuführen, ist nicht ausreichend (vgl. BFH-Urteil vom 5. 6. 2014, V R 50/13, BStBl II 
S. 813).“ 

4. Abschnitt 18.11 Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„4Bei fehlender Gegenseitigkeit ist das Vorsteuer-Vergütungsverfahren nur durchzufüh-
ren, soweit der nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer als Steuerschuldner
Umsätze nach § 3a Abs. 5 UStG im Gemeinschaftsgebiet erbracht und für diese 
Umsätze von dem Wahlrecht der steuerlichen Erfassung in nur einem EU-Mitgliedstaat
(§ 18 Abs. 4c und 4d UStG) Gebrauch gemacht hat (vgl. Abschnitt 18.7a Abs. 8).“ 

5. Abschnitt 18.13 Absatz 9 Sätze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

„2Der Zinslauf beginnt grundsätzlich mit Ablauf von vier Monaten und zehn Arbeitsta-
gen nach Eingang des Vergütungsantrags beim BZSt. 3Übermittelt der Unternehmer 
Rechnungen oder Einfuhrbelege als eingescannte Originale abweichend von Absatz 4 
Satz 2 nicht zusammen mit dem Vergütungsantrag, sondern erst zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Zinslauf erst mit Ablauf von vier Monaten und zehn Arbeitstagen 
nach Eingang dieser eingescannten Originale beim BZSt. 4Hat das BZSt zusätzliche oder 
weitere zusätzliche Informationen angefordert, beginnt der Zinslauf erst mit Ablauf von 
zehn Arbeitstagen nach Ablauf der Fristen in Artikel 21 der Richtlinie 2008/9/EG des 
Rates vom 12. 2. 2008 zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer nach der 
Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem
anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 23).“ 

6. Abschnitt 18.15 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Sind jedoch die Voraussetzungen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens erfüllt
und schuldet der im Ausland ansässige Unternehmer ausschließlich Steuer im 
allgemeinen Besteuerungsverfahren nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
§ 14c Abs. 1 UStG oder § 13a Abs. 1 Nr. 4 UStG, kann die Vergütung der Vor-
steuerbeträge nur im Vorsteuer-Vergütungsverfahren durchgeführt werden (vgl. 
§ 16 Abs. 2 Satz 1 und § 18 Abs. 9 Satz 3 UStG).“ 

b) In Satz 4 Nummer 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 18 Abs. 9 Sätze 3 bis 5 UStG“ 
durch die Angabe „§ 18 Abs. 9 Sätze 4 bis 6 UStG“ ersetzt. 

Die Regelungen sind auf Besteuerungs- und Vergütungszeiträume anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2019 enden. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

Im Auftrag 




